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	Muster 

für die ortsübliche Bekanntmachung einer

Satzung über die förmliche Festlegung

eines Sanierungsgebiets



	Erläuterungen:

Bestehen mehrere Wahlmög-lichkeiten, sind die unzutreffen-den jeweils zu streichen.

1) Jeweils zutreffende Angabe 

wie Datum, Größe in ha  

usw. einsetzen

2) Name der Gemeinde

3) kurze Kennzeichnung des 

Sanierungsgebiets

4) Ausfertigungsdatum

5) Stelle, die den Lageplan ge-

fertigt hat (z.B. Vermessungsamt, Stadtplanungsamt)


	S a t z u n g

der/des Stadt/Marktes/Gemeinde ..................................2) über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets 

.......................................................................................3)
vom ............. 4)
Auf Grund des § 142 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) erlässt die/der Stadt/Markt/Gemeinde .........................................2) folgende Satzung:



	( 1. Alternative zur Bezeichnung des Sanierungsgebiets (vgl. 

Nr. 4.2). 

( 2. Alternative zur Bezeichnung des Sanierungsgebiets
	§ 1 Festlegung des Sanierungsgebiets
Im nachfolgend näher beschriebenen Gebiet liegen städtebauliche Missstände vor. Dieser Bereich soll durch städtebauliche Sanierungsmaßnahmen (wesentlich) verbessert oder umgestaltet werden. Das insgesamt .................1) ha umfassende Gebiet wird hiermit förmlich als Sanierungsgebiet festgelegt und erhält die Kenn​zeichnung "..................................................................3)".

Das Sanierungsgebiet umfasst alle Grundstücke und Grundstücksteile innerhalb der im Lageplan M 1: ..........1) des ..................................5) vom ......... 1) abgegrenzten 

Fläche. Dieser ist Bestandteil dieser Satzung und als Anlage beigefügt.

Das Sanierungsgebiet besteht aus folgenden Grundstücken der Gemarkung ...................................... 1):


	Flur

-Nr.
	Grundbuch

Band      Blatt
	Straße und Hausnr.

Beschrieb
	Größe

in m2
	Bemerkung,

ggf. Teilfläche

	
	
	
	
	


	( 3. Alternative zur Bezeichnung des Sanierungsgebiets

( Dieser Zusatz wird aus Gründen der Rechtssicherheit grundsätzlich empfohlen 
	Das Sanierungsgebiet umfasst/wird umgrenzt ......................................................................................

Werden innerhalb des Sanierungsgebiets durch Grundstückszusammenlegungen Flurstücke aufgelöst und neue Flurstücke gebildet oder entstehen durch Grundstücksteilungen neue Flurstücke, sind auf diese insoweit die Bestimmungen dieser Satzung ebenfalls anzuwenden.



	( Regel: Durchführung im umfassenden Verfahren
( Ausnahme: Durchführung im vereinfachten Verfahren, sofern die Voraussetzungen des § 142 Abs. 4 Halbsatz 1 BauGB erfüllt sind. 

	§ 2 Verfahren

Die Sanierungsmaßnahme wird im umfassenden Verfahren durchgeführt. Die besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152 bis 156a BauGB finden Anwendung.

Die Sanierungsmaßnahme wird im vereinfachten Verfahren durchgeführt. Die Anwendung der besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften der §§ 152 bis 156a BauGB ist ausgeschlossen.



	( Bei Durchführung im umfassenden Verfahren

( Nach § 142 Abs. 4 Halbsatz 2 BauGB sind im Rahmen des vereinfachten Verfahrens unterschiedliche Vorgehensweisen möglich. Daher bitte die zutreffende Alternative auswählen.
	§ 3 Genehmigungspflichten

Die Vorschriften des § 144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsvorgänge finden Anwendung.

Die Vorschriften des § 144 BauGB über genehmigungspflichtige Vorhaben und Rechtsvorgänge finden 

x 
Anwendung

x 
mit Ausnahme von § 144 Abs. 1 BauGB Anwendung

x 
mit Ausnahme von § 144 Abs. 2 BauGB Anwendung

x 
keine Anwendung.



	( ggf. abweichend von der 

Regelung nach Ortsrecht


	§ 4 Inkrafttreten

Diese Satzung wird gemäß § 143 Abs. 1 BauGB mit ihrer Bekanntmachung am ............1) rechtsverbindlich.

...................................................2), den ..........1)

Stadt/Markt/Gemeinde ....................................2)
................................................................. 

Oberbürgermeister/in/ 1.Bürgermeister/in




	( Dieser Hinweis ist beim umfassenden Verfahren zwingend vorgeschrieben (§ 215 Abs. 2 BauGB. Ein zusätzlicher Hinweis auf die Einsichts-möglichkeit im Rathaus wird empfohlen.

( Dieser Hinweis wird beim vereinfachten Verfahren grundsätzlich empfohlen.

( Beispiel für eine allgemein 

erteilte Genehmigung nach 

§ 144 Abs. 3 im umfassenden Verfahren aufgrund einer Allgemeinverfügung.
( Dieser ergänzende Hinweis soll den Bürgerinnen und Bürgern den Zugang zu weiteren Informationen erleichtern.
	Hinweise:

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens‑ und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.

Unbeachtlich werden demnach 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und

2. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.
Auf die Vorschriften der §§ 152 bis 156a BauGB wird besonders hingewiesen. Diese können – neben anderen einschlägigen Regelungen – während der allgemeinen Dienstzeit von jedermann im Rathaus eingesehen werden.

Nach diesen Vorschriften haben die Eigentümer –stark vereinfacht ausgedrückt –für die ausschließlich durch die Sanierung verursachten Bodenwertsteigerungen ihrer Grundstücke einen entsprechenden Ausgleichsbetrag an die Gemeinde zu zahlen. Grundstücksgeschäfte unterliegen zudem in diesem Umfang einer Kontrolle und Wertbegrenzung. Im Gegenzug entfallen insoweit Erschließungsbeiträge.

Die einschlägigen Vorschriften können während der allgemeinen Dienstzeit von jedermann im Rathaus eingesehen werden.

Die Genehmigung für die Bestellung eines das Grundstück belastenden Rechts i.S.d. § 144 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird allgemein erteilt.

Mit der städtebaulichen Planung wurde das Architekturbüro ............1) in ...............1) beauftragt. Als Sanierungsträger ist die Wohnungsbaugesellschaft .......................1)
in ......................1) eingeschaltet. Dort und im gemeindlichen Bauamt (Ansprechpartner: Frau/Herr ...................1), Zimmer ...1), Tel. .........1)) erhalten Betroffene und Interessierte weitere Auskünfte.


